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Großbritannien hat in den vergangenen 

Jahren seine Kohleverstromung stark ge-

kappt und dadurch seine Kohlendioxid-

(CO2)-Emissionen um 40,8 Prozent ge-

senkt. Dies ist überproportional im Ver- 

gleich zur Europäischen Union (−23,5 Pro-

zent). Mit dem Brexit verlieren Deutsch-

land und die EU nicht nur einen Partner 

in der Energie politik, sondern auch einen 

wichtigen Mittler bei der politischen Kon-

senssuche divergierender Interessen der 

EU-Mitgliedstaaten. Jetzt gilt es, strategi-

sche Schlussfolgerungen für neue Interes-

senallianzen aus dem Brexit für Deutsch-

lands EU-Politik zu ziehen. Eine engere 

Kooperation mit den Visegrád-Staaten ist 

eine Option.

Die deutsch-französische Achse muss 

dabei weiterhin Motor der europäischen 

Integration sein, auch wenn die jewei- 

ligen Interessen in der Wirtschafts- und 

 Energiepolitik oftmals gegenläufig sind. 
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Frankreich und viele südliche EU-Mit-

gliedstaaten wollen den Stabilitäts- und 

Wachstumspakt aufweichen und sind zu 

einer größeren Schuldenpolitik in der Eu-

ropäischen Union grundsätzlich bereit. 

Deutschland hält hingegen aus guten 

Gründen an den bestehenden Vereinba-

rungen fest.

Der deutsch-französische Motor al-

lein reicht jedoch nicht aus. Die Wieder-

belebung der deutsch-französischen Be-

ziehungen und die Entwicklung einer 

gemeinsamen „strategischen Kultur“ ge-

stalten sich nicht nur bei der europäischen 

 Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

schwierig. Auch bei der Wirtschafts- und 

Energiepolitik gibt es divergierende Mei-

nungen. Der Brexit hat somit direkte  

Auswirkungen auf die sensitive Interes-

senbalance innerhalb der Europäischen 

Union, was die Suche nach neuen Part-

nern erfordert. Eine Option ist die Stär-

kung der energiepolitischen Kooperation 

mit Polen und den weiteren Visegrád-

Staaten Tsche chien, Slowakei und Ungarn. 

Auch für diese  haben sich mit der Verkün-

dung des European Green Deal (EGD) der 

Europäischen Kommission die notwendi-

gen Weichenstellungen in ihrer Energie-

politik verändert. Bis 2030 sollen die CO2-

Emissionen jetzt um 55 Prozent (bisher  

40 Prozent) gegenüber 1990 reduziert wer-

den. Dies erfordert nicht nur für das Ener-

giesystem, sondern auch für das Wirt-

schafts- und Finanzsystem eine grund- 

legende systemische Transformation.

Deutschland hat ein grundsätzliches 

Interesse an einer ambitionierten Klima-

politik der Europäischen Union. Um die 

Energiewende nicht zu gefährden, muss 

es seine Kooperationen mit den Nach-

barstaaten ohne den Mittler Großbritan-

nien verstärken. Zugleich könnte nach 

den Kontroversen um den Bau der Gas-

pipeline Nord  Stream 2 politisches Ver-

trauen in Warschau, Brüssel und anderen 

EU-Hauptstädten zurückgewonnen und 

die gemeinsame EU-Energiepolitik ge-

stärkt werden.

AUSBAU DER ENERGIE-
INFRASTRUKTUR

Der Ausbau des Energiebinnenmarktes ist 

die zentrale Voraussetzung für die künf-

tige EU-Energiesicherheit und Wettbe-

werbsfähigkeit. Mehr gemeinsame Strom- 

und Gasinterkonnektoren, das heißt 

Übergabepunkte und Leitungen über 

Ländergrenzen hinweg, haben bereits in 

den letzten Jahren eine Diversifizierung 

an Transportrouten und Versorgungs-

quellen der Mitgliedstaaten ermöglicht. 

Insbesondere in Osteuropa wurde so die 

Versorgungssicherheit gestärkt. In Verbin-

dung mit der Sektorkopplung, also der 

Verzahnung von Strom, Wärme und Mo-

bilität, würde der weitere Ausbau trans-

nationaler Strom- und Gasinterkonnekto-

ren nicht nur noch größere Effizienz und 

höheres Energieeinsparpotenzial, sondern 

aufgrund gemeinsamer Projekte auch 

mehr Planungs- und Investitionssicher-

heit für private Investoren eröffnen. Grenz- 

überschreitende Ausschreibungen bei Er-

neuerbaren Energien würden die  Effizienz 

und Flexibilität steigern sowie größere 

Stromspeicheroptionen zwischen den 

Mitgliedstaaten ermöglichen.

Deutschland konnte durch den seit 

Jahren vorangetriebenen Kohleausstieg viel 

Erfahrung hinsichtlich des Strukturwan-

dels sammeln. Ein Erfahrungsaustausch 

insbesondere mit Polen wäre  hilfreich,  
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da dort Stromerzeugung (78 Prozent) und 

Primärenergiebedarf (50  Prozent) noch 

immer auf Kohle basieren. Denkbar wären 

auch gemeinsame innovative Forschungs-

projekte für die Weiternutzung außer 

Dienst gestellter Kohlekraftwerke als Ener-

gie- und Stromspeicher. 

Ein solcher Erfahrungsaustausch ist 

auch deshalb notwendig, weil die vorgese-

henen einhundert Milliarden Euro des 

„Fonds für einen gerechten Übergang“ 

nur für die soziale Abfederung und den re- 

gionalen Strukturwandel vorgesehen sind. 

Die notwendigen alternativen Kapazitäten 

der Energieerzeugung sind damit weder 

finanziert noch gebaut. Zudem sind in 

 Polen mehr als 100.000 Jobs direkt von ei-

nem Kohleausstieg und mehr als 400.000 

indirekt betroffen. In Schlesien könnte so-

gar jeder zweite Arbeitsplatz betroffen 

sein. Dabei steht Polen keine vergleich bare 

Finanzkraft zur Verfügung, um einen Aus- 

stieg nach dem deutschen Modell auch nur 

ansatzweise zu finanzieren.

Für die EU-weite Energietransforma-

tion will die Kommission bis 2030 rund 

eine Billion Euro vor allem durch Kredit-

vergaben bereitstellen. Ärmeren Mitglied- 

staaten könnte dies noch höhere Staats-

schulden bescheren. Zudem sind aus  

Sicht der Kommission jährlich mindestens 

260 Milliarden Euro – in Summe 2,6 Bil-

lio nen Euro – bis 2030 notwendig. Die in-

terne Prognose von bis zu drei Bil lio nen 

Euro ist angesichts des stets unterschätz-

ten Finanzbedarfs der deutschen Energie-

wende deutlich realistischer.

Die systemische Energietransforma-

tion und der regionale Strukturwandel in 

den Visegrád-Staaten werden durch die 

Neuausrichtung der Automobilindustrie 

auf Elektromobilität beeinflusst. Eine ver-

stärkte Kooperation kommt somit nicht 

nur den Visegrád-Staaten zugute, sondern 

wird auf deutscher Seite auch mehr Ein-

blicke und Empathie für die schwierigen 

und unterschiedlichen Transformations-

prozesse zur Folge haben. Auf dieser Basis 

können dann adäquate wirtschaftspoli-

tische Unterstützungsmaßnahmen und 

Technologietransfers bereitgestellt werden 

sowie neue gemeinsame bi- und multilate-

rale Energieprojekte entstehen.

PERSPEKTIVE  
KERNENERGIE?

Frankreich hält – wie auch die Visegrád-

Staaten – an der Kernenergie fest und sieht 

insbesondere mit Blick auf die Dekarboni-

sierung und die Abstützung der Strom-

erzeugung keine realistische Alternative, 

um diese bis 2050 vollständig zu ersetzen. 

Kaum überraschend war deshalb auch das 

Angebot Emmanuel Macrons für eine 

Koo peration hinsichtlich der polnischen 

Pläne zum Neubau von Kernkraftwerken. 

Dennoch stehen weltweit Fragezeichen 

hinter der Kernenergie, da deren ökono-

mische Profitabilität zunehmend frag-

würdig wird. Dies gilt insbesondere vor 

dem Hintergrund des dramatischen Preis-

verfalls bei Solarenergie und Windkraft-

anlagen. Enorme Fortschritte konnten 

bezüglich der Produktionskosten durch 

Lernkurven- und Größendegressions-

effekte erreicht werden. Darüber hinaus 

wurden die Preise durch die verschärfte 

internationale Konkurrenz gedrückt.

Seit dem 16. Juni 2017 ist das Gesetz 

zur Neuordnung der Verantwortung in der 

kerntechnischen Entsorgung mit Ertei-

lung der beihilferechtlichen  Genehmigung 

der Europäischen Kommission in Kraft. 

Nach dem Brexit, Joachim Pfeiffer, Frank Umbach
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Kurz danach unterzeichneten die damali-

ge Bundesministerin Brigitte  Zypries und 

die Vorstände der Energieversorgungs-

unternehmen einen öffentlich-rechtlichen 

Vertrag mit dem Ziel, für beide Seiten 

langfristige Rechtssicherheit zu schaffen 

und zahlreiche rechtliche Streitfälle bei-

zulegen.

Danach verblieb in der Kernenergie 

die Verantwortung für die gesamte Ab-

wicklung von der Stilllegung über den 

Rückbau bis zur fachgerechten Verpa-

ckung der radioaktiven Abfälle bei den 

Betreibern der Kernkraftwerke. Für die 

Durchführung und Finanzierung der 

Zwischen- und End lagerung der radio-

aktiven Abfälle ist der Bund zuständig. 

Entsprechend dem Verursacherprinzip ha-

ben die Kernkraftwerkbetreiber hierfür 

die finanziellen Mittel in Höhe von insge-

samt rund 24,1 Milliarden Euro dem 

Bund zur Verfügung gestellt und an die 

Stiftung „Fonds zur Finanzierung der 

kerntechnischen Entsorgung“ übertragen.

Auch hierbei könnte ein Erfahrungs-

austausch Deutschlands mit den Visegrád-

Staaten im gemeinsamen Interesse sein. 

Dafür braucht es jedoch mehr Verständnis 

statt ideologische Grundsatzdebatten. Die 

Perspektiven der Kernfusion müssen in-

sofern offengehalten und entsprechend 

zukunftsfähig gestaltet werden, zumal 

Deutschland am internationalen For-

schungsprojekt ITER (International Ther-
monuclear Experimental Reactor) nach wie 

vor beteiligt ist.

Unterschiedliche energiewirtschaft-

liche Voraussetzungen erfordern auch un-

terschiedliche Lösungswege bei der De-

karbonisierung. Somit kann das Modell 

der deutschen Energiewende keineswegs 

die Blaupause für alle anderen EU-Staaten 

oder die Welt sein. Stattdessen könnten sie 

gerade von den äußerst kostspieligen Feh-

lern Deutschlands bei der Energiewende 

lernen und diese vermeiden.

GEMEINSAME POLITIK STATT 
TEURE ALLEINGÄNGE

Bereits vor der Verkündung des European 
Green Deal haben die Visegrád- Staaten den 

Ausbau der Erneuerbaren  Ener gien for-

ciert. Dieser sollte – auch mit deutscher 

Unterstützung  – weiter vorangetrieben 

werden. Bei einer länderübergreifenden 

Ausschreibung gemeinsamer Projekte für 

Erneuerbare Energien würde dies für alle 

Seiten neue Optionen mit einer höheren 

Effizienz und wirtschaftlichen Profitabili-

tät bedeuten. Allerdings kommt es auch in 

Polen trotz einer geringeren Bevölkerungs-

dichte und größerer Nutzflächen für Wind- 

kraftanlagen zur Kollision von Ausbau-

plänen und gesellschaftlicher Akzeptanz. 

Aufgrund des Widerstandes an Land  

setzt die polnische Regierung derzeit vor 

allem auf den Ausbau von Windkraftanla-

gen in Küsten gewässern und der Ostsee. 

Dies wird aber für die Erfüllung der Ziel-

vorgaben des  European Green Deal nicht 

 ausreichen.

Zudem ergibt ein ausschließlich na tio-

naler Ausbau der Erneuerbaren Energien 

aus ökonomischer Sicht keinen Sinn. Das 

gilt insbesondere, wenn nationale geogra-

fische Bedingungen nicht berücksichtigt 

werden. Auch die gemeinsamen europa-

weiten Stromnetze und der Aufbau eines 

gemeinsamen Energiebinnenmarktes er-

fordern eine gemeinsame Politik beim Aus-

bau statt teurer nationaler Alleingänge. 

Dies verspricht unter Berücksichtigung 

der Ausweitung des EU-Emissionshandels 
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und einer Sektorkopplung mehr Synergie-

effekte, Einsparpotenziale und verbesser-

te Energieeffizienz.

Zugleich hält Deutschland aus prinzi-

piell ideologischen und parteipolitischen 

Gründen an der finanziellen Nicht-Unter-

stützung der Kernenergie fest, während 

die Kommis sion nach 2030 darüber hi naus 

sukzessive aus der Nutzung von Erdgas 

aussteigen und es durch CO2-neutrales 

„grünes Gas“ er setzen will. Als „grüne 

Gase“ werden gasförmige Energieträger 

bezeichnet, bei deren Verbrennung nicht 

mehr CO2 freigesetzt wird, als zuvor der 

Atmosphäre entnommen wurde. Polen, 

Deutschland und andere EU-Mitgliedstaa-

ten werden jedoch in den nächsten Jahren 

auf den Neubau von Gaskraftwerken ange-

wiesen sein. Denn ein gleichzeitiger Aus-

stieg aus Kohle, Kernenergie und Erdgas ist 

weder wirtschaftlich tragbar, noch könnte 

damit die Grundlast stabilität für die fluk-

tuierende Strom erzeugung aus Wind- und 

Sonnenenergie gewährleistet werden.

EINE EUROPÄISCHE 
WASSERSTOFFSTRATEGIE

Neuinvestitionen in Gaskraftwerke und 

andere Gasinfrastrukturen wären keine 

Fehlinvestition in unrentable „stranded 

assets“. Sie könnten für erneuerbare Gase 

sowie für den Ausbau einer Wasserstoff-

wirtschaft langfristig genutzt werden. Das 

Regelwerk des Deutschen Vereins des Gas- 

und Wasserfaches, das die technischen 

Regeln und DIN-Normen für alle Aktivi-

täten in der Gas- und Wasserwirtschaft 

festlegt, ermöglicht bereits grundsätzlich 

Beimischungen von knapp zehn Prozent 

Wasserstoff in das vorhandene Gasnetz. 

Auch höhere Beimischungen sind per-

spek ti visch möglich.

Die Bundesregierung hat im Juni 

2020 die Nationale Wasserstoffstrategie 

vorgestellt. Klar ist: Deutschland wird 

künftig auf Wasserstoffimporte angewie-

sen sein. Auch alle anderen EU-Mitglied-

staaten dürften zumeist grünen Wasser-

stoff aus Europa sowie unter anderem aus 

Afrika, dem Mittleren Osten und Austra-

lien importieren. Grüner Wasserstoff, der 

an geeigneten Standorten mit hoher Son-

neneinstrahlung im Ausland mit Solar-

strom hergestellt wird, hat bei der Herstel-

lung deutlich weniger Effizienzverluste als 

bei einer Produktion in Deutschland. Eine 

künftige europäische Wasserstoffstrategie 

könnte eine zentrale Rolle bei der Dekar-

bonisierung spielen. Auch dies eröffnet 

neue Möglichkeiten für eine stärkere ener-

giewirtschaftliche Kooperation mit den 

Visegrád-Staaten und ist eine Chance, we-

niger nationale Alleingänge in der Ener-

giepolitik zu betreiben.

Ungeachtet der derzeitigen Blockade-

politik Polens und Ungarns beim EU-

Haushalt ist eine verstärkte Kooperation 

Deutschlands mit den Visegrád-Staaten 

aufgrund übergeordneter energie- und 

außenpolitischer Interessen unabdingbar. 

Nach dem Brexit gilt es, mehr als je zuvor 

auf die Zusammenarbeit mit den öst- 

lichen EU-Nachbarstaaten zu setzen. Die 

genannten Vorschläge würden sowohl 

Deutschland als auch den Visegrád- Staaten 

zugutekommen sowie neue energiewirt-

schaftliche und klimapolitische Koopera-

tionsfelder eröffnen. Vor allem aber würde 

dies auch die gemeinsame integrierte 

Energie- und Klimapolitik der Europäi-

schen Union stärken und neue strategi-

sche Perspektiven für die Zukunft Euro-

pas schaffen.


